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	 Tierschutz und 
	 Tierhaltung	8

Entwicklungen & Trends 2021

Gräben überwinden – mit Weitblick handeln

von Heidrun Betz

Es sind vor allem junge Menschen, die aus ihrer Unzufriedenheit mit dem aktuellen System 
der landwirtschaftlichen Produktion und der Empörung über die industrielle Form der Tier­
haltung persönliche und politische Konsequenzen ziehen. Im Zentrum der Kritik stehen der 
Einfluss der Fleischproduktion auf die Klimaentwicklung sowie auf den bedrohlichen Rück­
gang der Arten und der Biodiversität in landwirtschaftlich geprägten Regionen. Diese Kritik 
wird zunehmend auch von wissenschaftlicher Seite geteilt. So kommt der Rat für Nachhaltige 
Entwicklung (RNE) bereits im Juni 2020 in einer Stellungnahme zu dem Ergebnis, dass in 
den wohlhabenden Ländern die Ernährung mit Lebensmitteln aus der Tierhaltung verringert 
werden müsse.1 Im März 2021 rief der Präsident des Umweltbundesamtes, Dirk Messner, 
öffentlich dazu auf, den Fleischkonsum in Deutschland zu halbieren.2 Und im Juni erklärt 
ein Konsortium von Wissenschaftler:innen aus vier deutschen Forschungseinrichtungen in 
einem gemeinsamen Gutachten, den Konsum und die Produktion tierischer Produkte zu 
verringern, sei eines der drei zentralen Handlungsfelder zur Erreichung der Klimaneutra­
lität in der Landwirtschaft – neben der Verbesserung der Stickstoffeffizienz und der Wieder­
vernässung der Moore.3

Viele der Jugendlichen, die wirksamere politische Maßnahmen zur Begrenzung der Kli­
maerwärmung fordern, richten ihren Lebensstil bereits entsprechend aus und reduzieren 
ihren Konsum tierischer Produkte. Dem BMEL-Ernährungsreport 2021 zufolge kaufen vor 
allem Jüngere (47 Prozent der 14- bis 29-Jährigen und 38 Prozent der 30- bis 44-Jährigen) 
vegetarische und vegane Alternativen zu tierischen Produkten. Der Anteil der Befragten, die 
sich vegetarisch ernähren, ist gegenüber dem Vorjahr demnach von fünf auf zehn Prozent, 
der Anteil der Veganer:innen von einem auf zwei Prozent gestiegen. Für 59 Prozent der Be­
fragten, mehr als im Vorjahr, seien dafür Tierschutzgründe ausschlaggebend.4 Für viele junge 
Erwachsene ist der Verzicht auf Fleisch außerdem ein politisches Statement. 

56.000 Sauen und Ferkel kamen in den Flammen um, als am 30. März 2021 in Alt Tellin 
(Mecklenburg-Vorpommern) Europas größte Schweinezuchtanlage abbrandte. Den Bau die­
ser Anlage zu verhindern, war den Verbänden, die nun Strafanzeige stellten, nicht gelungen.5 

Dass es unerlässlich ist, die Art und Weise zu verändern, wie weltweit Lebensmittel pro­
duziert und konsumiert werden, wurde im September 2021 auch auf dem ersten UN-Gipfel 
für Ernährungssysteme (Food Systems Summit, UNFSS) in New York thematisiert.6 »Ernäh­
rungssysteme können und müssen eine führende Rolle bei der Verwirklichung der Ziele für 
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nachhaltige Entwicklung der Agenda 2030 spielen«, erklärte UN-Generalsekretär António 
Guterres in seinem Eingangsstatement. Mit der Aktion Act Now rufen die Vereinten Natio­
nen (UN) dazu auf, zum Schutz des Klimas aktiv zu werden und – unter anderem – auf eine 
mehr pflanzenbasierte Ernährung umzusteigen.7 Gleiches fordert unter anderem auch die 
Eurogroup for Animals, Dachorganisation der europäischen Tierschutzverbände, unter der 
Überschrift Protecting Animals to Protect the Planet.8

Tierschutzorganisationen aus aller Welt haben ihre Zusammenarbeit verstärkt und im Februar 
2021 die World Federation for Animals (WFA) gegründet – eine global aktive Dachorganisation 
für Tierschutzorganisationen. Die WFA will sich dafür einsetzen, dass Aspekte des Tierschutzes 
auch bei der UN Gehör finden. Sie fokussiert sich auf politische Forschung, Analyse und In­
formationsaustausch, koordiniert das gemeinsame Vorgehen der Tierschutzorganisationen auf 
internationaler Ebene und übernimmt die politische Interessenvertretung des Tierschutzes auf 
UN-Ebene. Ihren Sitz hat die WFA in Boston, Massachusetts (USA). Der Deutsche Tierschutz­
bund und die Eurogroup for Animals gehören zu den Gründungsmitgliedern.9

Politische Entwicklungen auf europäischer Ebene

Gemeinsame Agrarpolitik (GAP)
Obwohl von 2014 bis 2020 mehr als ein Viertel aller EU-Agrarausgaben (über 100 Milliarden 
Euro) in den Klimaschutz geflossen sind, sind die Treibhausgasemissionen der europäischen 
Landwirtschaft in diesem Zeitraum nicht zurückgegangen. Dies kritisierte der Europäische 
Rechnungshof (EURH) in seinem Sonderbericht Gemeinsame Agrarpolitik und Klima. Die 
meisten der von der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) geförderten Maßnahmen hätten nur 
ein geringes Klimaschutzpotenzial. Da Emissionen aus der Viehhaltung, die direkt im Zusam­
menhang mit der Größe des Viehbestandes stünden, rund die Hälfte der landwirtschaftlichen 
Emissionen ausmachten – wenn man die Emissionen aus der Produktion und dem Import 
von Tierfutter hinzurechne, sei der Anteil der Emissionen aus der Viehhaltung noch höher – 
sei es dringend erforderlich, die Produktion und den Konsum tierischer Produkte zu redu­
zieren. Die GAP ziele jedoch nicht darauf ab, den Viehbestand zu begrenzen und biete dazu 
auch keine Anreize. Wörtlich heißt es: »Zu den GAP-Marktmaßnahmen gehört die Absatz­
förderung für tierische Erzeugnisse und deren Verzehr ist seit 2014 nicht zurückgegangen.«10 
Da die Absatzförderung auch nach 2023 ein zentrales Ziel der GAP sein wird, ist nicht damit 
zu rechnen, dass die neue Politik eine Verringerung der Produktion tierischer Erzeugnisse 
und eine Verkleinerung der Tierbestände bewirken wird. 

Dabei hatte, neben anderen, auch der RNE die Bundesregierung im November 2020 anders 
beraten und die vollständige Anpassung der GAP an den Green Deal und die Farm-to-Fork- 
und Biodiversitätsstrategie der EU gefordert.11 Zwölf Jugendorganisationen aus dem Agrar- 
und Ernährungsbereich hatten in einem Offenen Brief an die Kommission appelliert, bei den 
Verhandlungen zur GAP Landwirtschaft, Umwelt, Klima und Gesellschaft über das gesamte 
Ernährungssystem in der EU hinweg zusammen zu denken. Die Kommission solle dafür 
sorgen, dass die GAP ihrer Verantwortung zur Erreichung des 1,5-Grad-Ziels gerecht wird, 
zum Erhalt der Biodiversität beiträgt und am Tierwohl sowie der Förderung der klein- und 
mittelstrukturierten Landwirtschaft ausgerichtet ist.12

Die nationalen Strategiepläne der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der GAP ab 2023 sollen 
der EU-Kommission Anfang 2022 vorliegen. Deutschland hat sich bereits auf eine Gesetz­
gebung festgelegt (siehe dazu auch den Beitrag von Thomas Schröder im Anschluss an diesen 
Jahresrückblick – S. 271–275).

Revision des europäischen Tierschutzrechts
Seit Mai 2020 überprüft die EU-Kommission im Rahmen des European Green Deal und der 
darin enthaltenen Farm-to-Fork-Strategie die aktuell gültige Gesetzgebung im Bereich der 
landwirtschaftlichen Tierhaltung. Ende 2021 soll dieser »Fitness Check« abgeschlossen sein.13 
Der Deutsche Tierschutzbund wies in seiner Stellungnahme unter anderem darauf hin, dass 
eine neue Gesetzgebung auch bestehende und bekannte Lücken in den Tierschutzvorschriften 
schließen müsse.
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Am 12. Oktober 2021 stellte die dänische Delegation dem Agrarministerrat ein Positions­
papier mit Forderungen zur Überarbeitung der europäischen Tierschutzvorschriften vor, 
auf die sich die für den Tierschutz verantwortlichen Minister:innen Belgiens, Dänemarks, 
Deutschlands, der Niederlande und Schwedens verständigt hatten. Sie appellierten damit an 
die Kommission, gesetzliche Bestimmungen für alle zu Erwerbszwecken in der EU gehaltenen 
Tierarten zu erarbeiten – nicht nur im Bereich der Landwirtschaft, sondern auch für Hun­
de und Katzen. Zusätzlich müsse die Gesetzgebung in den Bereichen Transport (prioritär) 
und Schlachtung aktualisiert werden. Das zukünftige europäische Tierschutzrecht solle alle 
Bereiche von der Geburt bis zum Tod eines Tieres umfassen. Neue europäische Vorschrif­
ten sollten unter anderem für die Aufzucht von Hühnerküken, für Kaninchen sowie für die 
Haltung von Milchkühen und für Puten erlassen werden. Die bestehenden Bestimmungen 
zur Haltung von Legehennen, Masthühnern, Kälbern, und Schweinen sollten auf Grundlage 
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse überarbeitet werden. Zu den Eckpunkten, die in die­
sem Positionspapier festgehalten sind, gehören langjährige Forderungen des Tierschutzes wie 
die Beendigung jeglicher Käfighaltung und der Anbindehaltung der Rinder.14 

»End the Cage Age«
Einen historischen Erfolg erreichten die Tierschutzorganisationen mit ihrer Europäischen 
Bürgerinitiative »End the Cage Age« (Beendet das Käfigzeitalter). Mehr als die erforderlichen 
eine Million Bürger:innen aus allen Teilen der EU hatten die Forderungen unterzeichnet.15 Die 
Fachabteilung des Europäischen Parlamentes für Bürgerrechte und konstitutionelle Angele­
genheiten prüfte die Forderung und berichtete dem Petitionsausschuss (PETI), es sei sowohl 
politisch als auch finanziell kurzfristig möglich, die Käfighaltung von Hühnern, Kaninchen, 
Enten und Gänsen in der EU ebenso zu beenden wie die Kastenstandhaltung von Sauen und 
die Boxenhaltung von Kälbern.16 Am 30. Juni 2021 kündigte die Kommission an, sie werde bis 
Ende 2023 einen Gesetzentwurf vorlegen, um jegliche Käfighaltung von Tieren in landwirt­
schaftlicher Haltung in der EU bis spätestens 2027 auslaufen zu lassen.17 Von der Neuregelung 
könnten auch Wachteln profitieren, die hierzulande ebenfalls in Käfigen gehalten werden.18

Animal Health Law
Das neue europäische Tiergesundheitsgesetz (Animal Health Law – AHL), das am 21. April 
2021 in Kraft trat, soll verschiedene Gesetzgebungen der EU vereinheitlichen. Es zielt vor 
allem darauf ab, die Übertragung von Krankheiten zu vermeiden, die von Tieren auf ande­
re Tiere oder von Tieren auf Menschen (Zoonosen) übertragen werden können. Das AHL 
stellt eine Reihe von Instrumenten für die öffentliche Veterinärgesundheit zur Verfügung, 
von denen auch Heim- und Wildtiere profitieren können. Auf Grundlage dieser Veterinär­
bestimmungen könnte die EU-Kommission beispielsweise die Nerzzucht in der gesamten EU 
aussetzen oder einstellen – und dafür gäbe es gute Gründe.19

Im Januar 2021 hatten die Welternährungsorganisation (FAO), die Welttierärzteorgani­
sation (OIE) und die Weltgesundheitsorganisation (WHO) bereits gemeinsam davor ge­
warnt, dass Nerzfarmen als Reservoir für Varianten von SARS-CoV-2 fungieren könnten.20 
Auf mehr als 440 Nerzfarmen aus zwölf Ländern in Europa und Nordamerika wurde das Vi­
rus im Zeitraum von April 2020 bis Oktober 2021 nachgewiesen. Übertragungen von Nerzen 
auf Menschen wurden aus den Niederlanden, Dänemark, Polen und Schweden gemeldet 21 
und auf dem Weltgesundheitsgipfel im Oktober 2021 mahnte der Leiter der Virologie an der 
Berliner Charité, Christian Drosten: »Studien zur Virendiversität sind nur der erste Schritt 
in der Forschung zur Pandemievorsorge. Der Schwerpunkt muss auf Nutztieren und Zwi­
schenwirten liegen.«22

Politische Entwicklungen in Deutschland

Die Empfehlungen zum Umbau der Tierhaltung, die das Kompetenznetzwerk Nutztier­
haltung (Borchert-Kommission)23 der Bundeslandwirtschaftsministerin im Februar 2020 
übergeben hatte, wurden 2021 in den Agrarmedien zwar immer wieder als Wegweiser zur 
Transformation der deutschen Landwirtschaft zitiert. Praktische Auswirkungen hatten sie je­
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doch bisher nicht. Nach einem Beschluss des Bundestages und in Abstimmung mit der Agrar­
ministerkonferenz (AMK) hatte Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner zunächst 
eine unabhängige Machbarkeitsstudie zur rechtlichen und förderpolitischen Begleitung einer 
langfristigen Transformation der deutschen Nutztierhaltung erbeten. Deren Ergebnisse stellte 
sie am 2. März 2021 vor. Die beauftragten Fachjuristen waren zu dem Schluss gekommen, die 
Vorschläge seien grundsätzlich rechtlich umsetzbar. Den Finanzbedarf schätzten sie etwas 
höher ein als das Kompetenznetzwerk (auf 2,9 Milliarden Euro im Jahr 2025, 4,3 Milliarden 
Euro im Jahr 2030 beziehungsweise vier Milliarden Euro im Jahr 2040) und auch sie waren der 
Ansicht, dass die Finanzierung nicht allein von den freien Marktkräften und durch aktuell ver­
fügbare Investitionsförderung realisierbar sein werde. Zum Ausgleich schlagen sie eine Ergän­
zungsabgabe zur Einkommens- und Körperschaftssteuer vor, die mit dem Solidaritätszuschlag 
vergleichbar und nicht produktbezogen wäre.24 Tierschützer begrüßten diesen Vorschlag. 

Das Kompetenznetzwerk hatte zur Finanzierung des Umbaus auch produktbezogene Maß­
nahmen (eine Verbrauchssteuer auf tierische Produkte oder eine Anhebung des Mehrwert­
steuersatzes) ins Gespräch gebracht. Eine produktbezogene Besteuerung würde zwar dazu 
führen, dass tierische Produkte generell teurer und daraufhin weniger konsumiert werden – 
ein Effekt, der auch im Sinne des Klimaschutzes wünschenswert wäre. Damit würden jedoch 
ausgerechnet diejenigen Landwirt:innen benachteiligt, die ihren Tieren schon jetzt und zum 
Teil seit vielen Jahren deutlich bessere Lebensbedingungen bieten, als der gesetzliche Stan­
dard es verlangt. Eine »Ergänzungsabgabe Tierwohl« wäre daher der bessere Weg. 

Nur drei Tage nach Veröffentlichung der Machbarkeitsstudie, am 5. März, sprach der 
Bundesrat sich mehrheitlich für den »Umbau der landwirtschaftlichen Tierhaltung mit einer 
stärkeren ökologischen und tiergerechten Ausrichtung« aus. Er forderte die Bundesregierung 
auf, zeitnah konkrete Schritte zur Umsetzung der Empfehlungen des Kompetenznetzwerks 
Nutztierhaltung einzuleiten und noch in der laufenden Legislaturperiode schlüssige Konzepte 
vorzulegen.25 Eine Politikfolgenabschätzung zu den Empfehlungen des Kompetenznetzwerks 
Nutztierhaltung, die das Thünen-Institut im Auftrag des BMEL erarbeitet hatte, stellte Julia 
Klöckner am 2. Mai 2021 vor. Das Institut hatte abgeschätzt, wie das Ziel »Mehr Tierwohl für 
alle Nutztiere bis 2040« erreicht werden könnte, welche tierwohlbedingten Mehrkosten zu 
erwarten wären, wie diese gedeckt werden könnten, wie hoch der Bedarf an Fördermitteln für 
die Landwirtschaft wäre und welche wirtschaftlichen Auswirkungen der angestrebte Trans­
formationsprozess habe könnte.26

Seit Anfang Mai 2021 lagen der Politik somit konkrete Berechnungen vor, wie die im Feb­
ruar 2020 veröffentlichten Vorschläge des Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung umgesetzt 
werden könnten. Mit Bezug auf seinen Beschluss vom 5. März 2021 und »mit Nachdruck« bat 
der Bundesrat die Bundesregierung daher Mitte September unter anderem, aufbauend auf 
den Ergebnissen der Machbarkeitsstudie einen verlässlichen Finanzierungsrahmen für alle 
nutztierhaltenden Betriebe in Deutschland zu schaffen.27 Verschiedene Arbeitsgruppen des 
Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung befassten sich derweil damit, für Legehennen, Mast­
hühner, Puten, Schweine, Sauen und Rinder Anforderungen für ein Tierwohlkennzeichen 
festzulegen. Die beteiligten Tierschutzverbände – Pro Vieh, Deutscher Tierschutzbund, Deut­
sche Umwelthilfe und Vier Pfoten – kritisierten jedoch Ende Mai 2021 bereits sowohl den 
Arbeitsverlauf als auch die sich abzeichnenden Ergebnisse. Die Arbeit sei zu eng an das vom 
BMEL geplante freiwillige Tierwohlkennzeichen geknüpft. In einem Offenen Brief appellier­
ten die Verbände an den Vorsitzenden des Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung, Jochen 
Borchert, deutlich mehr Tierwohl einzufordern.28 

Die viel zitierten Vorschläge, die das Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung der Bundes­
landwirtschaftsministerin im Februar 2020 vorgelegt hatte, wurden in der 19. Legislaturperi­
ode nicht mehr umgesetzt. Am 26. September fand die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag 
statt. 

Tierwohlkennzeichnung
Die Entwürfe des BMEL für eine freiwillige Tierwohlkennzeichnung – Entwürfe für ein Tier­
wohlkennzeichengesetz (TierWKG) und die nachgeschaltete Tierwohlkennzeichnungsver­
ordnung (TierWKV) – lagen bereits zu Jahresbeginn 2021 auf Eis. Die Koalitionäre waren 
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sich nicht einig. Die SPD hatte sich für ein verpflichtendes Kennzeichnungssystem einge­
setzt. Ende März 2021 äußerte auch der Bundesrechnungshof heftige Kritik an den Plänen des 
BMEL. In seinem Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages beanstan­
dete er unter anderem, dass keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchgeführt worden 
seien. Es fehle eine Gegenüberstellung der mit der Einführung des Tierwohlkennzeichens 
verbundenen Kosten und dem erwarteten Nutzen. Der Rechnungshof zog in Zweifel, »dass 
das BMEL mit einer freiwilligen Kennzeichnung dem Staatsziel Tierschutz entspricht und 
seinem Ziel, eine »nachhaltige« Verbesserung des Tierwohls zu erreichen, gerecht wird«. 
Das BMEL argumentierte, das geltende Tierschutzrecht entspräche bereits dem Staatsziel 
Tierschutz in Artikel 20 a Grundgesetz und ein Kennzeichen könne – unabhängig davon, 
ob es freiwillig oder verpflichtend sei – niemanden dazu verpflichten, einen höheren als den 
gesetzlichen Standard einzuhalten. Dies könne ausschließlich durch die Anhebung des tier­
schutzrechtlichen Mindeststandards erfolgen. Daraus schloss der Bundesrechnungshof, »dass 
lediglich eine Erhöhung des gesetzlichen Mindeststandards zu einer nachhaltigen Verbesse­
rung des Tierwohls führen würde« und stellte zusammenfassend fest, »dass es für die Ziele, 
die das BMEL mit dem Tierwohlkennzeichen erreichen möchte, alternative und wirkungs­
vollere und möglicherweise wirtschaftlichere Handlungsoptionen gibt«. Die Einführung eines 
staatlichen Tierwohlkennzeichens solle erst dann fortgeführt werden, wenn das BMEL die 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unter Beachtung der Hinweise des Bundesrechnungshofes 
durchgeführt habe. 

Damit waren die Pläne des BMEL, hierzulande ein lediglich freiwilliges Tierwohlkenn­
zeichen einzuführen, endgültig gescheitert.29 Die Hoffnungen richten sich nun auf die neue 
Bundesregierung – und auf Europa. Erfreulicherweise hat der EU-Agrarministerrat die Kom­
mission bereits beauftragt, einen Vorschlag zur konkreten Ausgestaltung einer europäischen 
Tierschutzkennzeichnung vorzulegen.30 Eine europäische Kennzeichnung zu entwickeln, ist 
jedoch ein langwieriger Prozess. Die Bundesregierung sollte das Thema daher wieder auf­
greifen und mit einer nationalen Tierschutzkennzeichnung eine Vorreiterrolle übernehmen.

Zukunftskommission Landwirtschaft
Empfehlungen für eine nachhaltige, ökonomisch tragfähige und gesellschaftlich akzeptier­
te Landwirtschaft zu erarbeiten, war die Aufgabe der von Bundeskanzlerin Angela Merkel 
im Juli 2020 eingesetzten Zukunftskommission Landwirtschaft (ZKL). Im September 2020 
nahmen die 32 (zuletzt 3131) persönlich einberufenen Mitglieder der ZKL aus den Bereichen 
Landwirtschaft, Wirtschaft und Verbraucher, Umwelt und Tierschutz sowie Wissenschaft 
unter der Leitung von Peter Strohschneider die Arbeit auf und trotz der ursprünglich zum 
Teil erheblichen Interessensunterschiede verabschiedeten sie am 29. Juni 2021 unter dem 
Titel Zukunft Landwirtschaft. Eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe einstimmig umfangreiche 
Empfehlungen.32

Die nach Auskunft von Teilnehmenden lösungsorientierten und am Interessensausgleich 
interessierten Diskussionen orientierten sich an einer »Vision zur Zukunft der Landwirt­
schaft«33, die die beiden jüngsten Kommissionsmitglieder, die Vertreterinnen der Landjugend 
und der BUNDjugend, gemeinsam entwickelt hatten. Wie komplex die Herausforderungen 
sind und dass sich die Vorschläge nicht mehr innerhalb der laufenden Legislaturperiode 
werden umsetzen lassen, war den Teilnehmenden klar. Innerhalb von acht bis zehn Jahren 
sollte die dringend notwendige Transformation des Landwirtschafts- und Ernährungssystems 
jedoch gelingen.34 (Zur ZKL siehe auch den Beitrag von Olaf Bandt, Elisabeth Fresen und 
Thomas Schröder auf den Seiten 52–57 in diesem Kritischen Agrarbericht). 

Für den Tierschutzbereich schließt die ZKL sich den Empfehlungen des Kompetenz­
netzwerks Nutztierhaltung an. Sie hält weitreichende Umstrukturierungen der Tierhaltung 
(einschließlich des Tierhaltungsmanagements) für erforderlich. Sie empfiehlt eine Flächen­
bindung der Tierhaltung unter Berücksichtigung von regionalen, überbetrieblichen Nähr­
stoffmanagementmodellen, eine stärker pflanzlich orientierte Ernährung und weist darauf 
hin, dass die Reduzierung des Konsums tierischer Produkte mit einer weiteren Verringerung 
der Tierbestandszahlen einhergehen werde. Unabdingbar erforderlich seien dabei wirksame 
Mechanismen zur Sicherung eines auskömmlichen Einkommens für die Tierhalter:innen.35
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15 Beiräte und Beratungsgremien der Bundesregierung, darunter der Rat für Nachhaltige 
Entwicklung, forderten im Oktober 2021 in einem Offenen Brief an die Bundesvorsitzenden, 
Generalsekretäre sowie die Vorsitzenden der Bundestagsfraktionen von SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, FDP und CDU/CSU »eine Transformation der Agrar- und Ernährungssyste­
me, die die Kernempfehlungen der Zukunftskommission Landwirtschaft aufgreift«. Ihrem 
Eindruck nach seien weite Teile von Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland bereit, die 
anstehenden Transformationen mitzugestalten.36 Vertreter:innen von Umwelt-, Natur- und 
Tierschutz, Landwirtschaft, ökologischer Lebensmittelwirtschaft und Verbraucher:innen, die 
in der ZKL mitgearbeitet haben, setzten sich auch im Rahmen der Koalitionsverhandlungen 
gemeinsam für konkrete Maßnahmen ein, um eine vielfältige und nachhaltige Landwirtschaft 
in Deutschland zu erreichen.37

Spezielle Entwicklung bei einzelnen Tierarten

Sauenhaltung
Im Februar 2021 trat die Siebte Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungs­
verordnung in Kraft, mit der nach Ablauf einer achtjährigen Übergangsfrist die Fixierung 
von Sauen im Deckbereich ausgeschlossen wird. Der Umbau der Sauenhaltung im Abferkel­
bereich – hin zu Bewegungsbuchten mit reduzierter Fixierdauer – soll allerdings erst nach 
15 bis 17 Jahren abgeschlossen sein. Die Übergangsfristen sind aus der Sicht des Tierschutzes 
unnötig lang.38 Da die Umbauten, die mit den gesetzlichen Vorschriften verbunden sind, viele 

Miriam Goldschalt

Schwanzbeißen beim Schwein – Neue Richtlinien beim Tierschutzlabel

Seit Januar 2021 – dem Inkrafttreten der revidierten Richt-
linie Mastschwein1 – sind in der Einstiegsstufe des Labels 
»Für Mehr Tierschutz« neben weiteren wichtigen Aspek-
ten auch eine eingestreute Liegefläche, Außenklimakon-
takt und der unmittelbare Verzicht auf das Schwanzkupie-
ren vorgeschrieben. Zuvor galt eine Übergangsregelung, 
doch die Erfahrungen haben gezeigt: Trotz deutlich 
höherer Standards und eines massiven Engagements 
der Tierhalterinnen und Tierhalter ist eine erfolgreiche 
Haltung von unkupierten Schweinen in Warmställen nicht 
möglich. Wenn Schweine keinerlei Kontakt zum Außen-
klima haben, wenn Temperatur-, optische, akustische 
und olfaktorische Reize fehlen, ist es langfristig nahezu 
unmöglich, diese intelligenten Tiere zu halten, ohne dass 
Schwanzbeißen auftritt.

Die Unversehrtheit von Tieren zu gewährleisten und  
auf zootechnische Eingriffe wie das Kürzen der Schwänze 
und Abschleifen der Zähne bei Ferkeln zu verzichten, ist 
seit Langem eine zentrale Forderung des Tierschutzes. 
Seit 1994 ist das routinemäßige Kupieren der Schwänze 
beim Schwein EU-weit verboten. Dennoch werden 
in Deutschland bis heute nahezu alle Ferkel dieser 
schmerzhaften Maßnahme unterzogen. Und das, obwohl 
Schwanzbeißen (Caudophagie – die Verhaltensstörung, 
die mit diesem Eingriff verhindert werden soll) auch bei 
kupierten Schweinen auftritt und deren Ursachen gut 
erforscht und lange bekannt sind. 

Schlüsselfaktoren für Schwanzbeißen

Als Schlüsselfaktoren für die Entstehung des Schwanz-
beißens hat die Europäische Kommission2 im Jahr 2016 
Beschäftigungsmaterial, Temperatur, Gesundheit und Fit-
ness, Konkurrenzverhalten sowie Struktur und Sauberkeit 
der Buchten identifiziert. Verschiedene Studien zeigen, 
dass zwischen tierbezogenen Aspekten wie Genetik, 
Aufzucht- und Sozialisierungsbedingungen und dem Auf-
treten von Schwanzbeißen Zusammenhänge bestehen. 
Die Form der Haltung hat ebenfalls einen Einfluss auf 
das Eintreten von Schwanzbeißproblemen.3 Dass die in 
Deutschland vorherrschende konventionelle Haltung in 
Warmställen mit unstrukturierten Vollspaltenbuchten, 
in denen den Tieren keine Trennung der Funktionsbe-
reiche möglich ist, den Bedürfnissen der Schweine nicht 
entspricht, ist allgemein anerkannt. In Betrieben mit 
Vollspaltenbuchten ist die Wahrscheinlichkeit, dass es zu 
Schwanzbeißen kommt, erheblich höher als in Außen-
klima- und Kaltställen oder in Buchten mit planbefes-
tigten oder teilbefestigten Böden. Ein Zusammenhang 
zwischen der Wirtschaftsweise und dem Vorkommen von 
Schwanzbeißen konnte ebenfalls nachgewiesen werden: 
Ökologisch wirtschaftende Betriebe schneiden deutlich 
besser ab als konventionelle.4 

Mit der Einführung von Mindestanforderungen für den 
Schutz von Schweinen in der EU (EU RL 91/630/EEC des 
Rates) hat die EU bereits 1991 nicht nur das routine- 
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Betriebe vor große finanzielle Herausforderungen stellen werden, hat die Bundesregierung 
das »Bundesprogramm zur Investitionsförderung für den Stallumbau zur Gewährleistung 
des Tierwohls in der Sauenhaltung« aufgelegt. Mit 300 Millionen Euro sollen Bauvorhaben 
gefördert werden, die nicht mit einer Vergrößerung des Tierbestandes verbunden und bis 
Ende 2022 abgeschlossen sind.39

Kükentöten
Dem Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes – Verbot des Kükentötens vom 18. Juni 2021 
zufolge ist es ab Januar 2022 verboten, die männlichen Küken von Legerassen routinemäßig 
zu töten, was bisher üblich war. Ab 2024 wird es auch verboten sein, nach dem sechsten Be­
brütungstag einen Eingriff an einem Hühnerei oder einen Abbruch des Brutvorgangs vorzu­
nehmen, der den Tod des Hühnerembryos verursacht. Bis zum 31. März 2023 muss das BMEL 
dem zuständigen Fachausschuss des Deutschen Bundestages außerdem über den Stand der 
Entwicklung von Verfahren und Methoden zur Geschlechtsbestimmung im Hühnerei vor 
dem siebten Bebrütungstag berichten.40 Hintergrund ist die Tatsache, dass die Branche – zum 
Teil mit finanzieller Unterstützung durch das BMEL – vor allem auf die Geschlechtsbestim­
mung im Ei setzt, obwohl ein Schmerzempfinden der Embryonen nach dem sechsten Tag der 
Bebrütung nicht ausgeschlossen werden kann. Tierschutzorganisationen setzen sich dafür 
ein, Zweinutzungsrassen zu fördern und die Hochleistungszucht von Legehennen zurückzu­
fahren.41 Sie kritisieren zudem, dass die Folgen des Gesetzes nicht bedacht wurden. So gibt es 
weder für die Aufzucht noch für die Schlachtung der »Bruderhähne« gesetzliche Vorgaben.

mäßige Kupieren der Schwänze beim Schwein ab 1994 
verboten, sondern auch vorgegeben, dass Maßnahmen 
zu treffen sind, um Schwanzbeißen zu vermeiden, bevor 
dieser Eingriff vorgenommen wird. Dabei sind die Unter-
bringung und die Bestandsdichte zu berücksichtigen. 
Ungeeignete Unterbringungsbedingungen oder Haltungs-
formen müssten den Bedürfnissen der Tiere entsprechend 
umgestaltet werden, anstatt die Schweine – wie in der 
Regel praktiziert – an die nicht tiergerechten Haltungs- 
und Produktionssysteme anzupassen, indem man ihnen 
die Schwänze kupiert. Bei einem Audit zur Bewertung 
der Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Verhütung von 
Schwanzbeißen und zur Vermeidung des routinemäßigen 
Kupierens von Schwänzen bei Schweinen, das sie 2018 in 
Deutschland durchgeführt hat, stellte die EU-Kommission 
jedoch fest, dass hierzulande noch immer 98,5 bis 100 
Prozent der Schweine kupiert werden.5 Damit ist eine 
routinemäßige und flächendeckende Durchführung dieser 
Manipulation belegt. 

Es ist auch nicht damit zu rechnen, dass das routine
mäßige Kupieren in Deutschland auf Basis des 2019 in 
Kraft getretenen »Aktionsplans zur Verbesserung der Kon-
trollen zur Verhütung von Schwanzbeißen und zur Redu-
zierung des Schwanzkupierens bei Schweinen«6 beendet 
wird. Erste Erfahrungen mit der Umsetzung dieses 
Aktionsplans führten bei vielen Veterinärämtern bereits 
2020 zu großer Ernüchterung. Und selbst dann, wenn 
der Plan vollständig eingehalten würde, wäre die EU-
Richtlinie damit nicht korrekt umgesetzt. Die festgelegten 
Maßnahmen reichen nicht aus, um den Verzicht auf das 
routinemäßige Schwanzkupieren durchzusetzen. 

Label »Für Mehr Tierschutz« – Ziele und Erfahrungen

Das Tierschutzlabel »Für Mehr Tierschutz« ist mit der 
Einstiegs- und Premiumstufe neue Wege gegangen, um 
tatsächlich mehr Tierschutz in den Ställen umzusetzen. 
Dem Deutschen Tierschutzbund war es schon bei der 
Einführung seines Labels »Für Mehr Tierschutz« wichtig, 
den Verzicht auf nicht medizinisch relevante Eingriffe bei 
der Haltung von Mastschweinen vorzuleben. Im Premi-
umbereich für Mastschweine ist daher seit Gründung des 
Tierschutzlabels unter anderem die Auslaufhaltung vorge-
schrieben und die Haltung schwanzkupierter Tiere verbo-
ten. Die Einstiegsstufe lag auch damals bereits mit ihren 
Anforderungen deutlich über dem gesetzlichen Standard. 
Ein Außenklimakontakt war zunächst allerdings nicht vor-
geschrieben. Möglichst viele Landwirte sollten den Weg 
zu mehr Tierschutz beschreiten können, so viele Tiere wie 
möglich von verbesserten Haltungsbedingungen profitie-
ren und es galt, einen breiten Marktzugang zu erreichen. 
Das Ziel war es, in herkömmlichen Haltungssystemen 
eine artgemäßere Haltungsumwelt zu schaffen und 
damit einem Schwanzbeißgeschehen vorzubeugen. Die 
Vorgaben orientierten sich an den oben genannten, von 
der EU-Kommission ermittelten Schlüsselfaktoren. Es gab 
höhere Platzanforderungen, den Schweinen musste die 
Ausgestaltung von Funktionsbereichen ermöglicht und 
tiergerechtes Beschäftigungsmaterial angeboten werden. 
Testweise mussten die Landwirte den Tieren zur Verbesse-
rung des Liegekomforts einen planbefestigten, zumindest 
minimal eingestreuten oder mit Matten ausgestatteten 
Liegebereich anbieten. Für das Schwanzkupieren galt eine 
Übergangsfrist. 
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Tiertransporte

Tiertransporte aus Deutschland in Drittländer, in denen die tiergerechte Versorgung nicht 
gewährleistet wird, finden nach wie vor statt. Verwaltungsgerichte haben es den Bundeslän­
dern immer wieder untersagt, sie per Erlass zu verhindern.42 Vor diesem Hintergrund forder­
te der Bundesrat die Bundesregierung im Februar 2021 dazu auf, zu prüfen, ob es möglich sei, 
auf Grundlage des § 12 Tierschutzgesetz (TierSchG), Transporte in bestimmte Drittländer zu 
verbieten. Die Regierung solle sich bei den anstehenden Verhandlungen zur Überarbeitung 
der EU-Richtlinie zum Transport von Tieren (Verordnung 1/2005/EG) auch für eine Reihe 
von Maßnahmen zur Verbesserung des Tierschutzes einsetzen.43

Dass die Fortschritte bei der Umsetzung der EU-Bestimmungen zum Transport von Tieren 
innerhalb der EU und in Drittstaaten unzureichend sind, dokumentieren Tierschützer:innen 
seit Jahren. Dies geht auch aus einem aktuellen Bericht hervor, den Jacques Lecarte und Francois 
Negre im September 2021 für den ANIT-Untersuchungsausschuss erstellt haben.44 Der ANIT-
Ausschuss, den das Europäische Parlament Ende 2020 eingerichtet hatte, führte 2021 öffentliche 
Anhörungen durch, um bis Ende des Jahres den Handlungsbedarf zu ermitteln. Wie dramatisch 
die Situation ist, zeigten drastische Vorfälle im März 2021. Zwei Frachter, die in Spanien Rinder 
geladen hatten, durften wegen des Verdachtes auf Blauzungenkrankheit wochenlang nirgends 
anlegen – die Karim Allah hatte 860 Rinder, die ElBeik rund 1.700 Rinder an Bord.45 Ende März 
2021, als der Suezkanal eine Woche lang durch das Containerschiff Ever Given blockiert war, 
steckten elf rumänische Frachter mit insgesamt 130.000 Schafen an Bord im Stau.46

Den Kupierverzicht mussten die Betriebe der Einstiegs-
stufe gruppenweise testen und dabei zeigte sich: Trotz 
aller Bemühungen konnten die Tierhalter:innen nicht auf 
das Kupieren verzichten, ohne Verletzungen zu riskieren. 
Aufgrund dieser praktischen Erfahrungen wurden die 
Anforderungen für die Einstiegsstufe des Tierschutzlabels 
angehoben.

Forderungen an den Gesetzgeber

Um EU-Recht einzuhalten, muss Deutschland endlich 
drastischere Schritte wagen. Als ersten Schritt einen 
Baustopp für Warmställe. Tierschutzwidrige und nicht 
zukunftsfähige Stallsysteme dürfen nicht mehr genehmigt 
werden. Gleichzeitig muss die Genehmigung für tierge-
rechte Haltungssysteme vereinfacht und beschleunigt 
werden und staatliche Fördergelder dürfen nur noch für 
diese Stallsysteme ausbezahlt werden. Aus Tierschutzsicht 
ist außerdem zu fordern, dass verpflichtender Außen-
klimakontakt gesetzlicher Mindeststandard wird. Den 
Systemwechsel hin zu einer tier- und verhaltensgerechten 
Schweinehaltung muss die Bundesregierung ohne weitere 
Verzögerungen umgehend einläuten.
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Tierschutz im Handel

Lange bevor das Gesetz zum Verbot des Kükentötens beschlossen war, warben verschiedene 
Handelsketten bereits damit, dass sie das Töten männlicher Küken aus der Legehennenzucht 
nicht länger unterstützen. Mit unterschiedlichen Programmen gaben sie den Konsument:innen 
die Möglichkeit, entsprechende Alternativen zu wählen. REWE kündigte im Januar 2021 an, 
Frischeier aus Bodenhaltung der Eigenmarke ja! bis Ende 2021 auf »Kükentöten-freie Lie­
ferketten« umzustellen. Das Bruderhahn-Projekt »Spitz&Bube«, bei dem männliche Küken 
aus Hochleistungszucht bis zur Schlachtreife aufgezogen und zu Hühnerfrikassee verarbeitet 
werden, läuft seit 2016. 2018 kamen respeggt-Freiland-Eier hinzu – aus einem Programm, bei 
dem Eier, die am zehnten Tag der Bebrütung bei einer spektroskopischen Geschlechtsbestim­
mung als männlich erkannt werden, aussortiert werden.47 ALDI Nord und ALDI Süd hatten 
sich das Ziel gesetzt, bis spätestens 2022 das gesamte Hühnereier-Sortiment umzustellen. Im 
November 2021 meldeten sie, das gesamte Schaleneier-Sortiment bei ALDI werde bereits zum 
Jahresende aus Hühnereiern bestehen, für die keine männlichen Küken getötet worden sind.48 
Der EDEKA-Verbund geht mit seiner Initiative Lebenswert noch weiter. Er unterstützt neben 
der Junghahnaufzucht und der Geschlechterfrüherkennung im Hühnerei auch die Förderung 
von Zweinutzungsrassen, die für Eier- und Fleischproduktion gleichermaßen geeignet sind, 
sowie die Weiterentwicklung pflanzlicher Ei-Alternativen.49 Zusätzlich beziehen EDEKA und 
Netto Marken-Discount – nach eigener Auskunft als einzige bundesweit vertretene Lebens­
mitteleinzelhändler – die frischen Eier ihrer Eigenmarken ausschließlich aus Deutschland.50 
Damit verhindern sie, dass das nationale Verbot des Kükentötens durch Import von Eiern 
aus dem Ausland unterlaufen wird.

So erfreulich das Engagement des Handels in punkto Kükentöten auch ist – aus Gründen 
des Tierschutzes sollte die Hochleistungszucht von Legehennen beendet und der Konsum 
von Eiern generell reduziert werden. Das ist nicht der Fall, wenn die Eier hochgezüchteter 
Legehennen nach einer Geschlechtsbestimmung vernichtet werden. Abgesehen davon kom­
men die aktuellen Methoden zur Geschlechtsbestimmung im Ei erst nach dem siebten Bebrü­
tungstag zum Einsatz – zu einem Zeitpunkt, an dem ein Schmerzempfinden der Embryonen 
nicht sicher auszuschließen ist. Der Deutsche Tierschutzbund hatte sich daher unter ande­
rem in einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft des 
Bundestags zu dem Gesetzentwurf zum Verbot des Kükentötens dafür eingesetzt, sowohl 
das Töten der männlichen Küken als auch die Tötung von Embryonen in Bruteiern ab dem 
siebten Bebrütungstag ausnahmslos zu verbieten.51 

Für Konsument:innen ist die Situation derzeit unübersichtlich. Dass in einer Produktions­
linie schmerzempfindliche Embryonen getötet wurden, ist auch dann nicht ausgeschlossen, 
wenn der Eierkarton die Aufschrift »Ohne Kükentöten« trägt. Die Mehrheit der Verbraucher 
lehnt das Kükentöten ab. Doch obwohl 73 Prozent der Befragten sich – einer repräsentati­
ven Bevölkerungsumfrage zufolge – die Angabe der Methode zur Vermeidung des Tötens 
männlicher Küken auf dem Eierkarton oder sogar eine Erläuterung »zum Verfahren der Ge­
schlechterbestimmung im Ei oder zur Aufzucht und Verwendung der ›Bruderhähne‹« wün­
schen, können viele die Informationen auf Eierkartons nicht richtig einordnen. 46 Prozent 
der Befragten nahmen an, mit der Aufschrift »Ohne Kükentöten« sei eine Bruderhahnmast 
gemeint – was nicht der Fall war. Die Verbraucherzentralen fordern daher, die Hersteller 
sollten die Angaben auf den Eierpackungen eindeutig und einheitlich gestalten.52

Tiergerechtere Fleischerzeugung – der Handel geht voran
Während die Politik sich scheut, die gesetzlichen Vorgaben für die Tierhaltung anzuheben, 
schaffen Handelsunternehmen Fakten, indem sie Produkte auslisten, die mit dem Tierschutz 
und den gesellschaftlichen Ansprüchen nicht länger vereinbar sind. 2019 hatten die führen­
den Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels (LEH) für Produkte aus der landwirtschaft­
lichen Tierhaltung die vierstufige Haltungsform-Kennzeichnung im Markt eingeführt. Im 
März 2021 vereinbarten sie in Gesprächen mit dem Deutschen Tierschutzbund, den Anteil 
der Geflügelfleischprodukte aus besseren Haltungen (Stufe 3 und 4) in den nächsten zwei 
Jahren zu verdoppeln und bis Ende 2026 rund 20 Prozent oder mehr ihrer Angebote entspre­
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chend umzustellen. Dies betrifft   neben weiteren Standards beispielsweise Produkte aus der 
Einstiegs­ und Premiumstufe des Labels »Für Mehr Tierschutz« des Deutschen Tierschutz­
bundes und biozertifi ziertes Gefl ügelfl eisch.53

Ende Juni 2021 gaben ALDI Nord und ALDI Süd darüber hinaus bekannt, sie würden 
ihr gesamtes Frischfl eischsortiment bis 2030 konsequent auf die höheren Tierwohl­Hal­
tungsformen 3 und 4 umstellen. Der Plan umfasse die größten Nutztierarten Rind, Schwein, 
Hähnchen und Pute – ausgenommen (internationale) Spezialitäten und Tiefk ühlartikel. 
2021 bereits sollten 15 Prozent des Frischfl eischumsatzes aus den Haltungsformen 3 und 4 
stammen. In einem gemeinsamen Positionspapier erklärten die beiden ALDIs im Oktober 
2021, um mehr Tierwohl in der Breite und eine bessere Ertragssituation der Landwirt:innen 
zu erreichen, brauche es eine Neuausrichtung der deutschen Agrarpolitik. Aus zahlreichen 
Gesprächsrunden unter anderem mit Landwirt:innen, Lieferant:innen, Verbänden und 
NGOs hätten sie sechs begründete Forderungen abgeleitet: zügig einen klaren rechtlichen 
Rahmen für die Transformation der Landwirtschaft  vorlegen, fi nanzielle Perspektiven für 
Landwirt:innen schaff en, Baurecht für Tierwohl­Ställe vereinfachen, verpfl ichtende Hal­
tungskennzeichen voranbringen, Errungenschaft en der Initiative Tierwohl fortführen und 
Ökolandbau fördern.54

ALDIs Ankündigungen brachten Bewegung in den Markt. Die REWE Group (REWE und 
Penny) strebt bis Ende 2030 im gesamten Eigenmarken­Frischfl eischsortiment (Schwein, 
Rind und Gefl ügel) die Stufen 3 und 4 an.55 Kaufl and bietet seit Anfang Juli 2021 (abgese­
hen von Innereien und Filet) kein frisches Schweinefl eisch mehr an, »das nach gesetzlichem 
Mindeststandard (Haltungsform Stufe 1) hergestellt wurde«.56 Lidl kündigte an, nahezu sein 
gesamtes Schweinefrischfl eischsortiment bis Ende 2021 auf die Haltungsformstufe 2 umzu­
stellen.57 EDEKA (EDEKA und Netto Marken­Discount) gab Ende August bekannt, das An­
gebot an frischem SB­Schweine­ und Gefl ügelfl eisch deutscher Herkunft  bis Ende des Jah­
res 2021 ausschließlich aus höheren Haltungsstufen zu beziehen und auf Haltungsstufe 1 zu 
verzichten. Der Anteil der Haltungsstufen 3 und 4 werde in den kommenden Jahren weiter 

Fünf Kernforderungen an die neue Bundesregierung – 
aus Sicht des Tierschutzes

Die neue Bundesregierung muss das Staatsziel Tierschutz 
ernst nehmen, die im Koalitionsvertrag genannten Tier-
schutzvorhaben konsequent umsetzen und bei einigen 
noch nachschärfen. Im Agrarbereich heißt das:

. Den Umbau des Agrarsektors in Bezug auf die Tierhal-

tung zügig voranbringen: Die Bundesregierung muss 
die Landwirte beim Umbau der Stallanlagen unterstüt-
zen und unter anderem eine verbindliche Tier-
wohlkennzeichnung einführen, die idea-
lerweise sowohl die Zucht als auch die 
Tierhaltung, den Transport und die 
Schlachtung umfasst. Eine zukunfts-
fähige, gesellschaftlich akzeptierte Tier-
haltung in der Landwirtschaft wird es nur mit 
einem deutlichen Mehr an Tierwohl geben.

. Bestehende Lücken in der Tierschutzgesetzgebung 

schließen: Unter anderem muss die Tierschutz-Nutz-
tierhaltungsverordnung (TierSchNutztV) hinsichtlich 
der  Haltung, des Transports und der Schlachtung 
um bisher fehlende Tierarten, z. B. Rinder und Puten, 
erweitert werden.

. Lebendtiertransporte endgültig verhindern: Tiertrans-
porte sind immer mit Tierleid verbunden. Um dem 
Tierschutz umfassend gerecht zu werden, sollte die 
Bundesregierung ihre Ankündigung, bessere Regelun-
gen zu schaffen, durch ein Verbot von Tiertransporten 
ersetzen. 

. Tierbestandszahlen reduzieren: Nicht nur im Hinblick 
auf den Tierschutz, auch aus ökologischen Gründen 

und aus Gründen des Klimaschutzes müssen alle 
westlichen Industriestaaten ihre Tier-

bestände verkleinern. Die Bundesre-
gierung sollte dafür sorgen, dass die 
Entwicklung der Tierbestände sich an 

ökologischen Kriterien und der Größe 
der hierzulande verfügbaren Fläche orientiert.

. Eine tierleidfreie Ernährung fördern: Die Bundes-
regierung sollte Anreize schaffen, den Konsum von 
tierischen Produkten wie Fleisch, Milch und Eiern zu 
drosseln. Sie sollte pflanzliche Alternativen fördern 
und sich dafür einsetzen, dass alternative Protein-
quellen und Fleischersatzprodukte in der EU zugelas-
sen werden.

Gesetzlicher 
Mindeststandard wird 

bei ALDI ausgelistet
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ausgebaut.58 Für Landwirt:innen bedeutet dies unter Umständen erhebliche Investitionen, 
da konventionelle Warmställe in der Schweinehaltung sich nicht umbauen lassen, um den 
Tieren Kontakt zum Außenklima zu ermöglichen. Diejenigen, die ihre Tiere schon jetzt un­
ter besseren Bedingungen halten, sind hingegen im Vorteil und können mit guten Absatz­
möglichkeiten rechnen. 

Tierschutzlabel »Für Mehr Tierschutz«
Die Absichtserklärung des LEH vom März 2021, den Anteil an Geflügelfleisch aus den beiden 
besten Stufen der Haltungsform (3 und 4) bis 2026 auf 20 Prozent zu steigern, machte sich 
2021 bereits bemerkbar. Bisher fanden Geflügelhalter:innen, die nach den Kriterien des Tier­
schutzlabels 59 arbeiten wollten, häufig keine Absatzmöglichkeiten für ihre tiergerechteren, 
teureren Produkte. Doch im Laufe des Jahres hat sich das Blatt gewendet. Geflügelhalter:innen, 
die auf eine bessere Tierhaltung umstellen wollen, haben jetzt die Möglichkeit dazu, denn die 
Nachfrage des LEH steigt. In der Geschäftsstelle des Deutschen Tierschutzbundes gibt es 
bereits eine Warteliste, die nach und nach abgearbeitet wird. Die Ankündigungen des LEH, 
auch bei Schweine- und Rindfleisch auf bessere Haltungsnormen umzusteigen, wird eine 
ähnliche Sogwirkung haben. Wer seine Tierhaltung umstellen will, braucht Planungssicher­
heit und die kann ihm der LEH mit klaren Abnahmegarantien und langfristigen Verträgen 
geben. Der Markt bewegt sich aus Sicht des Tierschutzes in eine gute Richtung. 

Ausblick

Die neue Bundesregierung muss Verantwortung übernehmen – für den Schutz der Bevölke­
rung vor weiteren Zoonosen, für die Einhaltung der Pariser Klimaziele und für die Trans­
formation der Agrar- und Ernährungswirtschaft. Sie muss den Umbau der tierhaltenden 
Landwirtschaft in die Wege leiten und dessen Finanzierung sicherstellen – aus Gründen des 
Tierschutzes, aus Umwelt-, Natur- und Klimaschutzgründen und auch, um die Zukunft der 
Landwirt:innen zu sichern. Die interessensübergreifende Geschlossenheit, mit der die Zu­
kunftskommission Landwirtschaft – geleitet von der gemeinsamen Vision der Jugend – ihre 
Ergebnisse erarbeitet hat, lässt hoffen. Dieses Momentum muss die Politik nutzen und die 
Sache in den Mittelpunkt stellen. Die zentrale Botschaft lautet, den Konsum und die Produk­
tion von tierischen Produkten zu senken. 

Die Tierbestände in den Industriestaaten müssen deutlich verkleinert werden, darüber sind 
viele sich einig.60 Indem er die steigende Nachfrage der Jugend nach Alternativen zu Fleisch, 
Milch und Eiern mit einer ganzen Palette pflanzenbasierter Produkte bedient, hat der deut­
sche LEH sich darauf bereits eingestellt.

Wissenschaftler:innen denken bereits weiter und junge Unternehmen setzen ihre Zukunfts­
ideen in die Tat um. Im Dezember 2020 erhielt das US Startup Eat Just als weltweit erstes 
Unternehmen eine Zulassung für den Verkauf von kultiviertem Fleisch. Zellbasiertes Hüh­
nerfleisch darf in Singapur nun als Zutat für Hähnchen-Nuggets verkauft werden. Längst 
wird darüber diskutiert, welche Auswirkungen diese Entwicklung für die landwirtschaft­
liche Tierhaltung haben wird.61 Der Soziologe, Psychologe und Politikwissenschaftler Oliver 
Stengel spricht bereits – mit Blick auf die neuen Entwicklungen im Bereich der zellulären 
Landwirtschaft – vom sich abzeichnenden »Ende der Landwirtschaft«.62 

Wenn sich im Lebensmittelbereich gar die solarbetriebene mikrobielle Produktion durch­
setzt, geraten neben der industriellen Tierhaltung auch Pflanzenzucht und intensiver Acker­
bau in die Defensive. Im Oktober 2021 hat die finnische Firma Solar Foods in der Nähe von 
Helsinki mit dem Bau einer Fabrik begonnen, in der Bakterien ab 2023 mit Hilfe von Was­
serstoff, CO2 aus der Luft und Sonnenenergie in großem Maßstab ein Protein herstellen sol­
len, das als Nahrungsergänzungsmittel dienen und Fleisch-, Ei- oder Milchprodukte erset­
zen könnte. Sie wirbt damit, die Produktionsmethode sei überall auf der Welt einsetzbar.63 
Der Biologe, Autor und Kolumnist des britischen Guardian George Monbiot hält diese Ent­
wicklung für sehr vielversprechend.64 Die Zeit, in der Milliarden Hühner, Schweine, Rinder, 
Schafe und Puten in »hochentwickelten« Industriestaaten ihr Leben in tierschutzwidrigen 
industriellen Haltungssystemen verbringen müssen, könnte bald vorbei sein.

Mehr Nachfrage  
»Für Mehr Tierschutz«

Geschlossenheit  
lässt hoffen

… und Laborfleisch  
auf dem Vormarsch

Pflanzenbasierte  
Produkte …
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Anita Idel

Impfen statt Keulen – für den Tier- und Artenschutz

Köderimpfstoffe für Wildschweine gegen die Afrikanische Schweinepest –  
statt Aufstallungsgebote und weitere hunderte Kilometer Zaun 

Nach dem Ausbruch in Georgien 2007 erreichte die Afrika-
nische Schweinepest (ASP) 2011 die Ukraine und breitete 
sich weiter aus Richtung Westeuropa ebenso wie später 
nach Südostasien. Bis zum ersten Fall im September 2020 
galten Ausbrüche der ASP bei Wildschweinen in Deutsch-
land bereits seit über zehn Jahren als »nur eine Frage der 
Zeit«. Und internationale Experten der Schweinebranche 
postulierten, dass die ASP sich dann aufgrund der hie-
sigen hohen Wildschweindichte endemisch ausbreiten 
würde. 

Die Erfahrung bestätigt das und zeigt zudem die Gefahr 
sprunghafter Ausbreitung: Die ASP kann über den direk-
ten Kontakt durch Wildschweine hinaus jederzeit durch 
privaten oder beruflichen Verkehr und Handel überallhin 

springen und so anderswo in örtliche Wildschweinpopu
lationen eingetragen werden. Ein aktuelles Beispiel dafür 
ist der Ausbruch im Oktober 2021 in Sachsen.1

Wie die Klassische/Europäische Schweinepest (KSP/ESP) 
befällt die ASP nur Schweine, während deren virale Erre-
ger im Magen-Darm-Trakt anderer Lebewesen (einschließ-
lich des Menschen) unschädlich verdaut werden. Studien 
belegen zudem, dass Aas überwiegend vor Ort gefressen 
und nur wenig verschleppt wird. 

Lange galt die ASP als hoch kontagiös (ansteckend), 
aber empfänglich sind vorrangig geschwächte Schweine 
und Kümmerer. Sie infizieren sich überwiegend durch 
direkten Kontakt mit Körperflüssigkeiten oder wenn sie 
Fleisch-/Wurstwaren infizierter Schweine fressen. Deshalb 
können achtlos weggeworfene Wurstbrote tatsächlich 
eine Rolle bei der Ausbreitung der Seuche spielen. 

Seit 2011 veröffentlicht das Friedrich-Loeffler-Institut 
als das für die ASP zuständige nationale Referenzlabor 
Risikobewertungen, denen jeweils differenzierte Frage-
stellungen und Antworten zugrunde liegen. Aber da das 
Risiko für die exportorientierte deutsche Schweinefleisch-
wirtschaft nicht gleich null ist, wird es in allen Fällen 
völlig unabhängig vom vorausgegangenen Differenzie-
rungsgrad mit hoch bewertet: »Die Konsequenzen wären 
äußerst schwerwiegend, da Schweine großräumig getötet 
werden müssten und insbesondere durch die Einrichtung 
von Restriktionszonen massive wirtschaftliche Folgen zu 
erwarten sind (sowohl bzgl. Handel als auch zusätzlicher 
Tötungen von Tieren aus Tierschutzgründen und fehlen-
der wirtschaftlicher Verwertbarkeit).«2 

In keiner der Risikobewertungen wird die Setzung 
hinterfragt, wonach es wegen »fehlender wirtschaft
licher Verwertbarkeit« – über die infizierten Tiere in den 

betroffenen Betrieben in den Restriktionsgebieten und 
in Kontaktbeständen hinaus – zur Tötung zusätzlicher 
Tiere kommen müsste. Die ökonomischen Risiken und die 
Tierschutzrelevanz im Rahmen der für die Exportstrategie 
erforderlichen Überschussproduktion bleiben gänzlich 
ausgeklammert.

Impfen in Deutschland bislang kaum »Thema«

Ebenfalls nicht hinterfragt wird, dass Impfungen gegen 
die ASP (ebenso wie gegen die ESP) verboten sind: »Pro-
phylactic vaccination and other treatments are still not 
available but would be strictly prohibited in the EU and 
other countries.«3 

Über Jahrzehnte hielt die ESP die Länder mit inten-
siver Schweineproduktion in Atem. Als angehende 
Tierärzt:innen lernten wir in Westdeutschland im Studium 
in den 1980er-Jahren, einen Impfstoff könne man dage-
gen nicht entwickeln. Was wir nicht lernten: Bereits bevor 
die WTO ihre Arbeit aufnahm, womit insbesondere die 
USA massiv den Ausschluss von »Handelshemmnissen« 
forcierten, drängten diese zu ihrem eigenen Schutz via 
OIE (die Weltorganisation für Tiergesundheit: Office Inter-
national des Epizooties) darauf, ein höchst wirksames 
Handelshemmnis zu implementieren: nämlich das Verbot, 
auf dem Weltmarkt Fleisch von Tieren zu handeln, die 
gegen die ESP oder die Maul- und Klauenseuche geimpft 
worden waren – Krankheiten, die auf dem nordamerika-
nischen Kontinent nicht vorkamen. Ausbrüche führten 
in den folgenden Jahren in Deutschland, Belgien, den 
Niederlanden dazu, dass Millionen Schweine gekeult 
wurden – infizierte Tiere, aber auch wegen »fehlender 
wirtschaftlicher Verwertbarkeit«, das nannte man damals 
»Marktbereinigung«.4

Bisher enthielt keine der Risikobewertungen des Fried-
rich-Loeffler-Instituts Informationen über den Stand der 
Entwicklung der ASP-Impfstoffe, sondern lediglich Satz-
bausteine wie »Ein Impfstoff ist nicht verfügbar«. Ein Land 
verliert seinen Status »ASP-frei« nicht nur durch Impfun-
gen, sondern auch, wenn die ASP in einem Betrieb mit 
Hausschweinen ausbricht. Die landesweite Sperrung von 
Schweinen und Schweineprodukten für den Weltmarkt 
erfolgt dann unmittelbar durch die OIE.5 Im November 
2021 bestätigte Mecklenburg-Vorpommern, wo bis dahin 
keine Ausbrüche bei Wildschweinen bekannt waren, einen 
mit ASP infizierten Hauschweinebestand.

China, das größte Drittland für deutsches Schweine
fleisch, hatte den Import bereits nach dem ersten 
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bestätigten ASP-Ausbruch in Deutschland bei Wildschwei-
nen (September 2020) gesperrt. Seitdem erfolgte der 
Export via Spanien, das nun seinerseits verstärkt auf den 
Weltmarkt exportiert(e). Diese Exportschiene war somit 
bereits etabliert, als ASP in Deutschland erstmals bei 
Hausschweinen ausbrach (Brandenburg, Juli 2021) und die 
OIE Deutschland für den Welt(Schweine-)markt sperrte.

Die exportorientierten Betriebe leiden unter dem glo-
balen Preisverfall. Aber ausgerechnet den überhaupt nicht 
auf den Weltmarkt orientierten Betrieben mit Auslauf- 
oder Freilandhaltung droht durch Aufstallungsgebote 
das Aus. Obwohl solche Betriebe in Deutschland nach der 
Schweinehaltungshygieneverordnung alle über einen 
Doppelzaun verfügen und die Forschung seit Beginn der 
Ausbreitung 2007 keinen einzigen Nachweis dafür her-
gibt, wird für sie ein höheres Eintragsrisiko für die ASP 
postuliert.6 Ob Borchert-Kommission oder Zukunftskom-
mission Landwirtschaft – der gesellschaftlich gewollte 
notwendige Umbau der Tierhaltung (er-)fordert genau 
das: Ställe mit Zugang zu Außenklima, wie es für Neuland-
Betriebe und durch die EU-Bio-Verordnung schon lange 
vorgeschrieben ist.

Derweil bleibt die prophylaktische ASP-Bekämpfung 
unverändert auf zwei Säulen beschränkt: das Töten 
(Abschusspläne, damit Jäger:innen die Wildschweinbe-
stände massiv reduzieren) kombiniert mit dem Zaunbau. 

Hunderte Kilometer entlang der polnischen und tsche-
chischen Grenzen zur Abwehr von Wildschweinen nach 
Osten sowie rund um die Restriktionsgebiete, innerhalb 
derer die Wildschweine jeweils ausgerottet werden sol-
len. Einen Erfolg weist diese stamping out policy nicht 
auf: Neue Restriktionsgebiete entstehen und einige alte 
weiten sich aus.

Prophylaktische Köder-Impfungen für Wildschweine

ASP bundesweit zu beenden durch massive Bejagung 
und regionale Eradikation (Ausrottung) der Wildschweine 
bleibt in Deutschland eine Illusion. Aber die Interessenge-
meinschaft der Schweinehalter ISN fordert weiterhin, alle 
Auslauf- und Freilandschweine für 18 Monate aufzustallen. 

Derweil steht eine Bewertung des auf stamping out 

und allumfassenden Zaunbau ausgerichteten ASP-
Managements bisher völlig aus: Das betrifft jenseits vete-
rinärmedizinischer und sozio-ökonomischer Aspekte eine 
dringend benötigte Folgenabschätzung der desaströsen 
Auswirkungen der Verzaunung für den Artenschutz.

Aufgrund der hohen wirtschaftlichen Bedeutung von 
Schweinefleisch auf dem Weltmarkt und der extremen 
Verluste durch die ASP – bisher vor allem in Südost-
asien – wird seit Jahren intensiv an (Köder-)Impfstoffen 
geforscht – auch am bundeseigenen Friedrich-Löffler-
Institut. Einige befinden sich bereits in den USA und in 
China in der Zulassungspipeline.

Zahlreiche Jäger:innen und Förster:innen konstatieren 
eine endemische Ausbreitung der ASP und halten eine 
flächendeckende prophylaktische Impfung bei Wildschwei-
nen für erforderlich. So soll eine Verbreitung unter ihnen 
durch weitere Einträge der ASP möglichst weitgehend 
verhindert und aus Artenschutzgründen die genetische 
Verarmung durch weitere Verinselung vieler Arten infolge 
des extremen Zaunbaus vermieden werden.7 Damit ver-
bunden ist die Schutzwirkung für die Hausschweine. Die 
Vorbereitungen dafür müssten jetzt beginnen, um nach 
einer Zulassung des Impfstoffs umgehend beginnen zu 
können.
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